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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 9180.) Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Privateiſenbahnen für den Staat. 
Vom 28. März 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
F. 1. 


1 Die Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 
nämlich: 


1) der die Berlin Dresdener 1 W betreffenden Verträge vom 


u 24. Januar 1887 und vom 15./16. Dezember 1886, 
2) des Vertrages vom a 1887, betreffend den Uebergang des Nord— 


2 hauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 


J des Vertrages vom 9/14. Dezember 1886, betreffend den Uebergang 
19 770 des Oberlauſitzer Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 


4) des Vertrages vom 3./4. Februar 1887, betreffend den Uebergang des 
i be. Aachen⸗Jülicher Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 


5) des Vertrages vom 20./26. November 1886, betreffend den Uebergang 
2 des Angermünde⸗Schwedter Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 


zur käuflichen Uebernahme 
1) der Berlin-Dresdener Eiſenbahn, 
2) der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahn, 
3) der Oberlauſitzer Eiſenbahn, 
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4) der Aachen⸗Jülicher Eiſenbahn und 
5) der Angermünde⸗Schwedter Eiſenbahn 


ſowie zur Wiederveräußerung der Strecke Dresden Elſterwerda der Berlin— 
Dresdener Eiſenbahn an das Königreich Sachſen 


nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 


. 2. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe der im §. 1 unter 
1 bis 5 gedachten Verträge den Umtauſch von: 


a) 15750000 Mark Stammaktien der Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſell— 
ſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten 
Anleihe zum Betrage vonn 3 750 000 Mark — Pf., 


b) 15 750 000 Mark Stamm ⸗Prioritätsaktien 
der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe 
zum Betrage vonͤnunununnss. 900000 - — : 


c) 3750000 Mark Stammaktien der Nord⸗ 
hauſen⸗ Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe ’ 
zum Betrage von 1339 285 71 


d) 4 500 000 Mark Stamm⸗Prioritätsaktien der 
Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe 
zum Meirage von 4821428 57 


e) 7200000 Mark Stammaktien der Ober⸗ 
lauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft in Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen derſelben Anleihe zum Be— 
trage voann..... 1028571 43 


f) 10 800 000 Mark Stamm ⸗Prioritätsaktien 
der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe 
zum Betrage vjoeof n 10 28571429 


g) 4800 000 Mark Stammaktien der Aachen⸗ 
Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft in Staats— 
ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 
Betrage von: „„ 6857 142 ũ 86 - 


zu übertragen.. .. 37082 142 Mark 86 Pf. 


a 
Uebertrag. . .. 37082 142 Mark 86 Pf., 


h) 1800000 Mark Stamm ⸗Prioritätsaktien 
der Aachen⸗Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe 
zum Betrage voanns nnn 0 2571428 57 


i) 855000 Mark Stammaktien der Anger⸗ 
münde Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe 
zum Betrage vmwoæP gm 122142 86 - 


k) 855 000 Mark Stamm⸗Prioritätsaktien der 
Angermünde⸗Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft 
in Staatsſchuldverſchreibungen derſelben An⸗ 
leihe zum Betrage voͥn n 325714 29 - 


herbeizuführen und zu dieſem Zweck Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der 3½ prozentigen konſolidirten Anleihe 
zu dem darſtellbaren Geſammtbetrage von.... 40 101600 Mark — Pf. 


auszugeben. 


$. 3. 


Die eee wird ermächtigt, in Gemäßheit des im §. 1 unter 4 
gedachten Vertrages die Mittel zur Deckung der den Aktionären der Aachen⸗ 
Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft zu gewährenden baaren Zuzahlungen von 132 000 Mark 
aus dem Reſerve- und Erneuerungsfonds der Aachen⸗Jilicher Eiſenbahngeſellſchaft, 
ſobald dieſe Fonds dem Staate zugefallen ſein werden, zu entnehmen. 

Im Uebrigen bleibt die Verwendung dieſer Fonds, wie auch der Bilanz⸗ 
reſervefonds, ſowie der Reſerve- und Erneuerungsfonds der Berlin⸗Dresdener, 
der Nordhauſen-Erfurter, der Oberlauſitzer und der Angermünde ⸗Schwedter Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft nach Abzug der daraus in Gemäßheit der im F. 1 unter 1 bis 4 
edachten Verträge ſowie des beigedruckten Vertrages vom 10/11. November be⸗ 

„ziehungsweiſe 21. Dezember 1886 und 8. beziehungsweiſe 20. Januar 1887 zu 
5 zahlenden Beträge der Verfügung durch beſonderes Geſetz vorbehalten. 

Der vom Königreich Sachſen für die Abtretung der Strecke Dresden 
Elſterwerda nach Maßgabe des Artikels 4a und b des unter §. 1 Nr. 1 ge 
dachten Vertrages vom 24. Januar 1887 zu erſtattende Antheil an den Erwerbs 
koſten der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn iſt unter Abſchreibung von der Staats⸗ 
eiſenbahnkapitalſchuld in Anrechnung auf die der Staatsregierung bewilligten, noch 
ce Kredite zu verwenden und darüber dem Landtage Bericht zu 

tten. ö 
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$. 4. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden er— 
mächtigt, bei dem Umtauſch von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern die 
Anzahl der eingereichten Stücke den nach den abgeſchloſſenen Verträgen für den 
Umtauſch maßgebenden Verhältnißzahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung des in 
Schuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Ueberſchußbetrages durch Baarzahlung 
zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent verminderten 
Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten 
Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe bezahlt 
worden iſt, berechnet wird. 

F. 5. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der noch nicht begebenen 
Prioritätsobligationen der im $. 1 unter 1, 2 und 3 bezeichneten Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen, ſoweit ſich die weitere Begebung als unthunlich oder nach dem Er— 
meſſen des Finanzminiſters als unvortheilhaft erweiſen ſollte, nach Maßgabe des 
Bedürfniſſes für die ſtatutariſchen Verwendungszwecke Staatsſchuldverſchreibungen 
zu dem Betrage von 2696600 Mark auszugeben. 


$. 6. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden er⸗ 
mächtigt, bei der 1 60 1 der im $. 1 genannten Geſellſchaften nach Maßgabe 
der daſelbſt bezeichneten Verträge den Kaufpreis für den Erwerb der Bahnen 
unter Verwendung der im F. 2 bewilligten Mittel zu zahlen beziehungsweiſe auf 
die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen und die 
etwa noch zu begebenden Anleihen der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahn— 
unternehmungen, ſoweit dieſelben nicht inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung zu 
kündigen, ſowie auch den Inhabern der Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen 
die Rückzahlung der Schuldbeträge oder den Umtauſch gegen Staats- 
ſchuldverſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſtzu⸗ 
ſetzen. Die hierzu erforderlichen Mittel ſind, ſoweit ſie nicht in Gemäßheit des 
Artikels 4% des unter §. 1 Nr. 1 gedachten Vertrages vom 24. Januar 1887 vom 
Königreich Sachſen zur Verfügung geſtellt werden, durch Verausgabung eines 
entſprechenden Betrages von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 


5 9. 7. 
Ueber die Ausführung der im $. 6 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung Rechenſchaft zu geben. 


ie 


$. 8. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuldver⸗ 
ſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$. 2, 5 und 6), beſtimmt, ſoweit nicht 
55 die im F. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der Finanz⸗ 
miniſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes von 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


$. 9. 
Die Staatsregierung wird auf Grund des F. 5 unter a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bil 
dung einer Staatsſchuldenkommiſſion (Geſetz-Samml. S. 57), ermächtigt, die Ver⸗ 
e, der Anleihekapitalien der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu über⸗ 
agen. 
Die behufs der Amortiſation eingelöſten oder angekauften Obligationen 
werden nach Vorſchrift des §. 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 
vernichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


§. 10. 


Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen durch Veräußerung, ſoweit zu derſelben in dieſem Geſetz nicht bereits die 
Ermächtigun ertheilt iſt, bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider 
Häuſer des Landtages. 3 

Alle dieſer Vorſchrift entgegen einſeitig getroffenen Verfügungen ſind rechts⸗ 
ungültig. 

F. 11. 
a Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung finden die bisherigen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Verpflichtung der Privateiſenbahnen zur Zahlung 
von Kreis- und Provinzialſteuern auf die im F. 1 bezeichneten Eiſenbahnen auch 
nach dem Uebergange in das Eigenthum des Staates Anwendung. Die Ber- 
anlagung dieſer Steuern, ſoweit dieſelben von dem Einkommen erhoben werden, 
erfolgt jedoch lediglich nach den für die Staatseiſenbahnen geltenden Grundſätzen 
des Geſetzes, betreffend Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen über 
rhebung der auf das Einkommen gelegten direkten Kommunalabgaben, vom 

27. Juli 1885 (Geſetz-Samml. S. 327). 


9. 12. 


. Auf die Mitglieder der Beamtenpenſionskaſſen beziehungsweiſe Fonds bei 
Bi im F. 1 bezeichneten Eiſenbahnen ſowie auf diejenigen Beamten, welche mit 
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Rückſicht auf eine zu Gunſten ihrer Ehefrauen genommene anderweite Verſicherung 
von der ihnen ſonſt obliegenden Verpflichtung zur Theilnahme an dieſen Anſtalten 
entbunden find, finden die Beſtimmungen im erſten Abſatz des §. 23 des Geſetzes, 
betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, vom 20. Mai 1882 (Geſ.-Samml. S. 298) ſinngemäße Anwendung. 


$. 13. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. März 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


vertrag 


zwiſchen 8 
Preußen und Sachſen, betreffend die anderweite Regelung der Verhaͤltniſſe 
der Berlin Dresdener Eiſenbahn. 


Nachdem zwiſchen der Königlich Preußiſchen Regierung und der Berlin» Dresdener 
Eiſenbahngeſellſchaft unter dem 15/16. Dezember 1886 ein Vertrag wegen des 
Ueberganges des Berlin-Dresdener Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen 
Staat vereinbart iſt, haben zum Zwecke der im Fall der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages erforderlich werdenden anderweiten Regelung der Verhältniſſe dieſes Eiſenbahn⸗ 
unternehmens zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Guſtav Schmidt und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff, 

Seine Majeſtät der König von Sachſen: 

Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Alexander Hoffmann, 
welche, unter dem Vorbehalt der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden Ver- 
trag abgeſchloſſen haben: 


Be 


Artikel 1. 

Die Berlin- Dresdener Eiſenbahn wird in der Zeit vom Erwerbe dieſes 
Unternehmens durch den Preußiſchen Staat an bis zum 1. April 1888 in der 
bisherigen Weiſe von Preußen verwaltet; insbeſondere werden die Reſerve- und 
Erneuerungsfonds in gewohnter Weiſe dotirt und belaſtet, die zur Verzinſung 
und Amortiſation der Anleihe der Geſellſchaft erforderlichen Beträge aus den 
Erträgniſſen des Unternehmens beſtritten und je nach dem Ergebniß des Abſchluſſes 
für das Jahr 1887/88 die aus der Zinsgarantie des Preußiſchen Staates ſich 
ergebenden Zu- und Abſchreibungen vorgenommen. 


Artikel 2. 

Am 1. April 1888 tritt demnächſt der Preußiſche Staat die zu dem 
Unternehmen gehörige Strecke Dresden —Elſterwerda (ausſchließlich des Bahnhofs 
Elſterwerda, deſſen Eigenthumsverhältniſſe unberührt bleiben), nebſt Zubehör, 
Dienſtgebäuden und Dispoſitionsgrundſtücken, ſowie ſämmtlichen mit dem Beſttze 
der Strecke verbundenen gegenwärtigen und zukünftigen Rechten und Verpflichtungen 
an den Sächſiſchen Staat ab. 

Als Gegenleiſtung dieſer Abtretung erſtattet der letztere an den Preußiſchen 
Staat denjenigen Theil der von dieſem für den Erwerb des Unternehmens geleiſteten 
Entſchädigung, welcher ſich aus dem Verhältniſſe des von der Berlin- Dresdener 
Eiſenbahngeſellſchaft auf die obengenannte Strecke verwendeten Anlagekapitals zu 
em geſammten Anlagekapitale des Unternehmens ergiebt. 


Artikel 3. 

Behufs der in Gemäßheit des Artikel 2 zu bewirkenden Auseinanderſetzung 
ſoll ſofort nach Perfektion dieſes Vertrages der Baufonds der Berlin-Dresdener 
Eiſenbahn abgeſchloſſen und auf Grund der Baurechnungen der Betrag derjenigen 
Bauausgaben ermittelt werden, welche auf den Preußiſchen und welche auf den 
Sächſiſchen Theil der Bahn entfallen. Solche Bauausgaben, welche ſich nicht 
auf einzelne Theile des Unternehmens vertheilen laſſen, wie z. B. die Verwaltungs- 
koſten und die Bauzinſen, werden nach Maßgabe der Bahnlänge vertheilt. Die 
für Beſchaffung der Betriebsmittel aus Baufonds verwendeten Koſten bleiben bei 
Ermittelung der Antheile am Anlagekapitale außer Betracht. 

Der hiernach ſich ergebende Sächſiſche Antheil am Anlagekapital bildet den 
Maßſtab für die Betheiligung Sachſens an den Koſten der Erwerbung des 
Berlin⸗Dresdener Eiſenbahnunternehmens. 


Artikel 4. 


N In Betreff des in Gemäßheit der Artikel 2 und 3 zu ermittelnden Sächſiſchen 
ntheils an den Erwerbskoſten des Unternehmens wird im Einzelnen Folgendes 
beſtimmt: 

a) Die Königlich Sächſiſche Regierung hat am 1. April 1888 der Königlich 
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in Schuldverſchreibungen der Preußiſchen konſolidirten 3½ prozentigen 
Staatsanleihe zuſtehenden Entſchädigung in ſolchen oder — nach vor⸗ 
heriger Verſtändigung mit der Königlich Preuhiſchen Finanzverwaltung — 
in baarem Gelde, in beiden Fällen nebſt 3 Prozent Zinſen von dem 
in Staatsſchuldverſchreibungen ermittelten Betrage vom 1. April 1887 
ab, ſowie ferner 3½ Prozent Zinſen von der Hälfte des vorgedachten 
Zinsbetrages auf ein halbes Jahr, zu überweiſen. 

Sofern die überwieſenen Staatsſchuldverſchreibungen nicht zum 
Umtauſche gegen Aktien verwendet, ſondern behufs Beſchaffung der den 
Aktionären zuſtehenden Baarentſchädigungen (des Liquidationspreiſes ꝛc.) 
veräußert oder überhaupt nicht verwendet werden ſollten, erfolgt nach 
Beendigung der Liquidation des Berlin-Dresdener Eiſenbahnunternehmens 
Ausgleichung zwiſchen den Hohen kontrahirenden Regierungen. 

b) Der Sächſiſche Staat hat ferner den nach dem Rechnun Zabſchluſſe 
des Betriebsjahres 1887/88 ſich ergebenden Betrag der Schuld der 
Geſellſchaft an den Preußiſchen Staat aus der Zinsgarantie des letzteren 
für die Geſellſchaftsanleihe, einſchließlich der von dieſer Schuld bis zum 
1. April 1888 aufgelaufenen vertragsmäßigen Zinſen, antheilig zu über⸗ 
nehmen. Dieſer Antheil iſt nebſt 3 Prozent Zinſen vom 1. April 
1888 ab ſeitens der Königlich Sächſiſchen Regierung an die Königlich 
Preußiſche Regierung zu zahlen. 

e) Der Sächſiſche Staat partizipirt an den für die Verzinſung und Amor⸗ 
tifation der Geſellſchaftsanleihe erforderlichen Beträgen vom 1. April 1888 
ab antheilig. Die Königlich Sächſiſche Regierung wird demgemäß die 
Sächſiſchen Antheile rechtzeitig vor dem Fälligkeitstermine der Königlich 
Preußiſchen Regierung überweiſen. 

Die letztere behält ſich jedoch vor, zu einem ihr geeignet erſchei⸗ 
nenden Zeitpunkte, vor oder nach dem 1. April 1888, nach vorheriger 
Mittheilung des diesbezüglichen Vorhabens an die Königlich Sächſiſche 
Regierung die Herabſetzung der Zinſen der vorgedachten Anleihe her⸗ 
beizuführen, ferner dieſe Anleihe zur Rückzahlung zu kündigen, ſowie 
auch den Inhabern der Schuldverſchreibungen derſelben die Rückzahlung 
der Schuldbeträge oder den Umtauſch gegen Staatsſchuldverſchreibungen 
anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſtzuſetzen. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung hat der Königlich Preußiſchen 
Regierung ihren Antheil an den zur Durchführung der fraglichen Finanz 
operationen in Preußiſchen Staatsſchuldverſchreibungen beziehungsweiſe 
in baarem Gelde erforderlichen Mitteln rechtzeitig zu überweiſen. 

Sofern die Höhe der in dieſem Artikel gedachten, von der Königlich Säch⸗ 

ſiſchen Regierung zu überweiſenden Entſchädigungsbeträge ſich zur Zeit der Fälligkeit 
noch nicht genau ermitteln laſſen ſollte, hat die Königlich Sächſiſche Regierung 
— vorbehaltlich der ſpäteren endgültigen Regelung — den von Preußen vorläufig 
liquidirten Betrag zur Verfügung zu ſtellen. 
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Artikel 5. 

Die beim Abſchluß des Geſchäftsjahres 1887/88 ſich ergebenden Beſtände 
der Reſerve- und Erneuerungsfonds, ſowie ein etwaiger Ueberſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben beim Baufonds nebſt den noch aufkommenden Erträgniſſen 
dieſer Fonds, ferner die am 1. April 1888 vorhandenen Betriebsmittel und 
Materialienbeſtände werden, letztere unter Anrechnung des Buchwerthes, nach 

erhältniß der Antheile am Kaufpreiſe vertheilt. Sollte eine anderweite Ver⸗ 
theilung der Betriebsmittel vereinbart werden, oder die Verwendung von Stahl- 
ſchienen auf den beiderſeitigen Bahnſtrecken auch nicht annähernd deren Längen- 
verhältniſſen ſentſprechend ſtattgefunden haben, fo erfolgt eine Ausgleichung bei 
Berechnung der Antheile am Erneuerungsfonds. 

Sofern der Baufonds mit einem Defizit abſchließen ſollte, wird daſſelbe 
von beiden Theilen nach dem Verhältniſſe der Antheile am Kaufpreiſe gedeckt. 

Die unbegebenen Prioritätsobligationen der Geſellſchaft werden vernichtet. 


Artikel 6. 


Die von der Königlich Preußiſchen Regierung nach dem Erwerbe der 
Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn etwa bewirkten Meliorationen der Strecke Dresden 
Elſterwerda kommen bei Bemeſſung der Entſchädigung in Zuſchlag, wogegen 
etwaige Deteriorationen in Abzug gebracht werden. 


Artikel 7. 


Die auf dem Betriebsunternehmen bereits laſtenden Haftpflicht- und Unfall— 
entſchädigungen werden, je nachdem die Beſchädigungen auf der einen oder anderen 
Strecke entſtanden ſind, von dem einen oder anderen Staate übernommen. 


Artikel 8. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung übernimmt das am 1. April 1888 
auf der Strecke Dresden Elſterwerda beſchäftigte Beamten und Dienſtperſonal 
der Berlin-Dresdener Eiſenbahn (abgefehen von den bei der Preußiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung verbleibenden höheren Beamten und denjenigen der Central⸗ 
verwaltung) und erfüllt alle Ansprüche, welche denſelben aus ihrer Anſtellung 
beziehungsweiſe aus ihren Dienſtverträgen, ſowie aus ihrer Zugehörigkeit zur 

eamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe zuſtehen. 

Die in die Königlich Sächſiſche Verwaltung übergehenden Beamten ſcheiden 
mit dem 1. April 1888 aus der Kaffe aus. Sofern der zu dieſer Zeit vor⸗ 
handene Beſtand der Kaſſe zur Erfüllung der auf derſelben laſtenden Ver— 
dlüchtungen gegenüber den aus dem aktiven Dienſte ausgeſchiedenen Beamten und 
Ben künftigen Hinterbliebenen, ſowie den Hinterbliebenen der bereits verſtorbenen 
d eamten nicht ausreichen ſollte, werden die etwa erforderlichen Zuſchüſſe ſeitens 
15 beiden vertragſchließenden Regierungen nach Verhältniß der Anzahl der am 

April 1888 von der Königlich Sächſiſchen Regierung zu übernehmenden Kaſſen⸗ 
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mitglieder zu der Anzahl der zu jener Zeit bei der Preußiſchen Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung verbleibenden Kaſſenmitglieder geleiſtet. Sollte dagegen noch ein 
Ueberſchuß vorhanden ſein, ſo wird derſelbe nach dem gleichen Verhältniſſe beiden 
betheiligten Regierungen zur reglementsmäßigen Verwendung überwieſen. Die 
Feſtſtellung darüber, ob das eine oder andere zutrifft, wird durch Preußiſcherſeits 
anzuſtellende verſicherungstechniſche Berechnungen bewirkt. 


Artikel 9. 

Die Hohen kontrahirenden Regierungen werden nach näherer Verſtändigung 
untereinander dafür Sorge tragen, daß nach dem Uebergange der Strecke Dresden. 
Elſterwerda auf den Sächſiſchen Staat auf der ganzen Strecke von Berlin nach 
Dresden eine zuſammenhängende Beförderung ſtattfindet. Auch wollen dieſelben 
veranlaſſen, daß die Beförderung ſowohl der Perſonen als der Güter zwiſchen 
den zuletzt gedachten beiden Orten ohne Wechſel der Transportfahrzeuge erfolge. 


So geſchehen zu Berlin, den 24. Januar 1887. 


(L. S.) Schmidt. 
(L. S.) Kirchhoff. 
(L. S.) Hoffmann. 


vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Berlin-Dresdener Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Jwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarius des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober-Finanzrath Schmidt als Kommiſſarius des Finanz⸗ 
miniſters einerſeits, und dem Regierungsrath a. D. Wilhelm von Dulong, in 
Wernigerode wohnhaft, und dem Geheimen Kommerzienrath Fedor Zſchille, in 
Dresden wohnhaft, als den durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 30. No- 
vember 1886 für den Abſchluß dieſes Vertrages beſtellten Kommiſſarien der Berlin- 
Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landes— 
herrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag ab— 
geſchloſſen worden. 5 ; 


nt ae 


K 1. 
i Die Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat 
ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und Dis⸗ 
poſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialienbeſtände, 
die Betriebsmittel, ſowie alle dem Berlin-Dresdener Eiſenbahnunternehmen zu⸗ 
ſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den 
Preußiſchen Staat über. 

§. 2 


Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf⸗ 
preis beträgt 3 150 000 Mark. 
Aaußerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihe ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


$. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 
F. 4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft gegen Ab⸗ 
tretung ihrer Rechte d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Divi⸗ 
dendenſcheinen und Talons eine Abfindung anzubieten und zwar: 

für je ſieben Stammaktien à 300 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der 3½prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von „Fünf⸗ 
hundert Mark“ mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. April 1887, 

für je ſieben Stamm-Prioritätsaktien à 600 Mark Staatsſchuld— 
verſchreibungen der 3½prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe 
von „Zweitauſend vierhundert Mark“ mit Zinsſcheinen für die Zeit 
vom 1. April 1887. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft 
und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der Per— 
fektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme gewährt, 
wogegen die Vorſchriften im §. 31 des Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft treten. 

„Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
wiſchenräumen von wenigſtens einem Monat zu wiederholen. Zu dem Umtauſche 
= der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 
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8. 5. 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell— 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab⸗ 
tretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die gemäß §. 4 um⸗ 
getauſchten Aktien entfallenden Betrages behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an 
die Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


F. 6. 

Das Eigenthum der Berlin-Dresdener Eiſenbahn geht mit der Perfektion 
dieſes Vertrages auf den Preußiſchen Staat über. Jedenfalls ſoll bereits vom 
1. April 1887 ab die Verwaltung und der Betrieb des Berlin-Dresdener Eifen- 
bahnunternehmens, welche von der Königlichen Staatsregierung durch die König— 
liche Eiſenbahndirektion zu Berlin in Gemäßheit des Vertrages vom 5. Fe 
bruar 1877 für Rechnung der Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft geführt 
worden, in Gemäßheit der Beſtimmungen dieſes Vertrages für Rechnung des 
Staates erfolgen, ſo daß alſo die Intraden der Bahn ſpäteſtens von dieſem Tage 
ab lediglich dem Staate zufallen. 

ie Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver— 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund— 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Berlin-Dresdener Verwal- 
tung zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem ein— 
5 Falle das „ Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell die an 
eſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde ernennen wird. 


. 

Sofern das Betriebsergebniß des Geſchäftsjahres 1886/87 zur Zeit der 
Auflöſung der Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird daſſelbe in bis— 
heriger ſtatutenmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

In Bezug auf die Dotirung der Geſellſchaftsfonds und die Rechnungs: 
legung ſollen die Beſtimmungen des §. 4 des Vertrages vom 5. Februar 1877 
noch bis zur Perfektion dieſes Vertrages in Geltung bleiben. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Berlin-Dresdener Eifenbahn- 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 


„ 


Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichts⸗ 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths bedarf es 
fernerhin nicht mehr. 

$. 8. 


Dem bei der Berlin-Dresdener Eiſenbahn beſchäftigten Beamtenperſonale 
verbleiben die ihm der Geſellſchaft gegenüber zuſtehenden Rechte. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe der Berlin⸗Dresdener Eiſen⸗ 
bahn bleibt nach den betreffenden Reglements beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung 
der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe mit den ent⸗ 
ſprechenden Kaſſen der mit der Berlin-Dresdener Bahn zu einer Verwaltung 
* Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande 
ommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Berlin- 
Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die regle- 
mentsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Berlin⸗ Dresdener Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 


§. 9. 
Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1887 erlangt worden iſt. 
$. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Berlin⸗Dresdener eee die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
3 „ Pi daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzu 

en iſt. 
F. 11. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 


Berlin, den 15/16. Dezember 1886. 


(L. S.) Schmidt. 

(. S.) Kirchhoff. 

(L. S.) Wilhelm von Dulong. 
(. S.) Fedor Zſchille. 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


wischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re— 
gierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarius des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober-Finanzrath Schmidt als Kommiſſarius des Finamz⸗ 
miniſters einerſeits, und der Direktion der Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahngeſell— 
ſchaft andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, 
ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor— 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


8. 

Die Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 
Staat ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zu— 
ſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es 
gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien— 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahn— 
unternehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. 


§. 2. 
Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf— 
preis beträgt 1 732 500 Mark. 
Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihen ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


$. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöfung der Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


$. 4. 
Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
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Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Dividendenſcheinen und Talons, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 
a) für je ſieben Stammaktien à 300 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 
3½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von,, Siebenhundert 
und fünfzig Mark“ mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1887, 
b) für je ſieben Stamm ⸗Prioritätsaktien à 300 Mark Staatsſchuldver⸗ 
schreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe 
von „Zweitauſend zweihundert und fünfzig Mark“ mit Zinsſcheinen für 
die Zeit vom 1. Januar 1887. 


Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell— 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


$. 5. 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab⸗ 
tretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrages (F. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Jn- 
haber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf⸗ 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

ie nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


$. 6. 

Diͤe Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 
1887 ab die Verwaltung und der Betrieb des Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahn⸗ 
unternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Intraden der 
Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

d Die Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit 
ie Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion 
führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen 
mung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 
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Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an den 
Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grundeigen— 
thums auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahn— 
geſellſchaft zun Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt fein, welchen in jedem 
einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell die an 
deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


- 


5 

Sofern die für das Betriebsjahr 1886 auf die Stamm-Prioritätsaktien 
beziehungsweiſe Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatuten⸗ 
. mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen 
des Statuts. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver— 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichts⸗ 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths bedarf es 
fernerhin nicht mehr. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsraths nach §. 37 des Geſellſchaftsſtatuts 
zuſtehende Remuneration wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. Sofern nach Ablauf dieſes Jahres 
die definitive Auflöſung des Aufſichtsraths, welche mit der Beendigung des 
Liquidationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, werden 
den Mitgliedern des Aufſichtsraths für die ſpätere Zeit ihrer Thätigkeit nur die 
baaren Auslagen in der bisherigen Weiſe erſtattet. Die Höhe der Remuneration 
wird für die Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen iſt, auf denjenigen Betrag 
feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1885 nach Maßgabe der bisherigen Grundſätze 
zur Vertheilung gelangt iſt. 

$. 8. 


Das gefammte Beamten- und Dienftperfonal der Nordhaufen» Erfurter 
Eiſenbahngeſellſchaft, mit Ausnahme der Mitglieder der Direktion und des Ver— 
treters des Betriebsdirektors der Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft, tritt 
mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der König— 
lichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueberganges 
beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 


. 


Die Beamtenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Nordhauſen-Erfurter 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, wenn nicht mit Zu⸗ 
ſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe 
mit den entſprechenden Kaſſen der mit der Nordhauſen-Erfurter zu einer Ver⸗ 
waltung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu 
Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Nord— 
hauſen-Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die 
reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Nordhaufen-Erfurter Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen Mitglieder der Direktion beziehungsweiſe der Vertreter des 
Betriebsdirektors erhalten im Falle der Aufgabe der ihnen vertragsmäßig zu— 
ſtehenden Kompetenzen beziehungsweiſe an Stelle der bewilligten Remuneration 
bei dem Uebergange der Verwaltung des Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunter⸗ 
nehmens auf den Staat eine ſeitens des Aufſichtsraths nach billigem Ermeſſen 
zu beſtimmende Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll für ſämmtliche Direktionsmit⸗ 
glieder beziehungsweiſe den Vertreter des Betriebsdirektors den Betrag von 
283000 Mark nicht überſteigen und aus dem Reſerve- beziehungsweiſe Er- 
neuerungsfonds entnommen werden. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, 
inſofern ein Abkommen wegen des Uebertritts der einzelnen Mitglieder in den 
en geſchloſſen werden ſollte, um die darin zu vereinbarenden 

eträge. 

$. 9. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes— 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfaͤllig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1887 erlangt worden iſt. 

| $. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, jo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute an- 
zuſehen iſt. 

F. 11. 

Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 

Berlin, den 1. Februar 1887. 

(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 

Nordhauſen, den 27. Januar 1887. 


Die Direktion der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Salfeldt. Krohn. 
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vertrag, 
betreffend 
den Uebergang des Oberlauſitzer Eiſenbahnunternehmens auf den Staat. 


Jwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re 
gierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarius des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober-Finanzrath Schmidt als Kommiſſarius des Finanz 
miniſters einerſeits, und der Direktion der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft 
andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie 
nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor- 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


8 
Die Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat ihr 
geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien- 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Oberlauſitzer Eiſenbahnunternehmen 
uſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den 

reußiſchen Staat über. 
$. 2. 


Der für die Abtretung dieſer Rechte (F. 1) vom Staate zu zahlende Kauf- 
preis beträgt 6 480 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihe, ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaſt als Selbſtſchuldner. 


$. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


$. 4. 


Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft, gegen Abtretung 


„ 


ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Dividenden⸗ 
ſcheinen und Talons, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je ſieben Stammaktien à 300 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 

der 3 ½prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von „Drei⸗ 

hundert Mark“ mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1887, 


b) für je ſieben Stamm⸗Prioritätsaktien a 600 Mark Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der 3 prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von 
„Viertauſend Mark“ mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1887. 


Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell— 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Umtauſche 
wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


$. 5. 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Gefell- 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab⸗ 
tretung des Unternehmens (F. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrages (F. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


F. 6. 

Das Eigenthum der Oberlauſitzer Eiſenbahn geht mit der Perfektion dieſes 
Vertrages auf den Preußiſchen Staat über. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Ja⸗ 
nuar 1887 ab die Verwaltung und der Betrieb des Oberlauſitzer Eijenbahn- 
unternehmens, welche von der Königlichen Staatsregierung (zur Zeit durch die 
Königliche Eiſenbahndirektion zu Erfurt) in Gemäßheit der Verträge vom 21. Fe⸗ 
bruar und 30. April 1878 geführt worden, in Gemäßheit der Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Vertrages unter Auflöſung des bisher beſtehenden Vertrags⸗ 
verhältniſſes lediglich für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß die Zahlung 
der Gewinnantheile an die Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft bereits für die Zeit 
vom 1. Januar 1887 ab in Wegfall kommt. 
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Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver— 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund— 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige bei der Oberlauſitzer Eiſenbahn beſchäf— 
tigte Beamte zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in 
jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell 
die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


Et 

Sofern die für das Betriebsjahr 1886 auf die Stamm-Prioritätsaktien 
beziehungsweiſe Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatuten— 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

In Bezug auf die Dotirung der Geſellſchaftsfonds ſollen die Beſtim— 
mungen der Verträge vom 21. Februar und 30. April 1878 noch bis zur Per- 
fektion dieſes Vertrages in Geltung bleiben. 

Der Auffichtsrath hat das Intereſſe der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrages handelt, 
wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrath 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung von 
es der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths bedarf es fernerhin 
nicht mehr. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsraths zuſtehende Remuneration wird zum 
letzten Male für das volle Kalenderjahr 1888 gezahlt. 

Die Höhe der Remuneration wird für die Jahre 1887 und 1888 auf 
denjenigen Betrag feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1885 nach Maßgabe der 
bisherigen Grundſätze gezahlt iſt. 

Der zeitige Direktor der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft erhält an Stelle 
der ihm zuſtehenden Remuneration, welche ihm zuletzt für die Zeit bis zum 
1. Juli 1887 gewährt wird, zu dieſem Zeitpunkt eine einmalige baare Abfindung 
von 30 000 Mark aus dem Reſerve- beziehungsweife Erneuerungsfonds. 


§. 8. 

Dem bei der Oberlauſitzer Eiſenbahn beſchäftigten Beamten und Dienft- 
perſonale verbleiben die ihm der Geſellſchaft gegenüber zuſtehenden Rechte. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe, owe die Krankenkaſſe für 
die Beamten an der Oberlauſitzer Eiſenbahn bleiben nach den betreffenden Regle— 
ments beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine 
Vereinigung der genannten Kaſſen mit den entſprechenden Kaſſen der mit der 


a" RE 


Oberlauſitzer zu einer Verwaltung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate 
verwalteten Privatbahnen zu Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Ober— 
lauſizer Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglements⸗ 
mäßigen Rechte der Direktion der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft werden künftig 
durch die zur Verwaltung der Oberlauſitzer Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Be- 
hörde ausgeübt. 


8.9. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landed- 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1887 erlangt worden iſt. 


§. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 

$. 11. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 14. Dezember 1886. 
(. S.) Schmidt. 
(L. S.) Kirchhoff. 
Cottbus, den 9. Dezember 1886. 


Die Direktion der Oberlauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(. S.) Dr. Roſenberg. 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Aachen-Juͤlicher Eiſenbahnunternehmens auf 
den Staat. 


Trade- der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch die Geheimen Re⸗ 
gier Swiſchen Hoeter und Kirchhoff als Kommiſſarien des Miniſters der öffent⸗ 
lichen Arveuen und den Geheimen Ober-Finanzrath Schmidt als Kommiſſarius 
des Finanzminiſters einerſeits, und der Direktion der Aachen-Jülicher Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, 
ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der 
vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 
. 

Die Aachen-Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat 
ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien- 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Aachen-Jülicher Eiſenbahnunternehmen 
uſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den 
Preußſchen Staat über. 

$. 2. 

Der für die Abtretung dieſer Rechte ($. 1) vom Staate zu zahlende Kauf— 
preis beträgt 6600 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihe ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Aachen-Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. a 


$. 3. 

Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Aachen-Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 
§. 4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Aachen-Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft oder der 
Aachener Induſtriebahn-Aktiengeſellſchaft gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen 
Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Dividendenſcheinen und Talons, eine 
Abfindung anzubieten und zwar: : 


. 


für je ſieben Stammactien beziehungsweiſe Stamm ⸗Prioritätsaktien 
a 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 3½ prozentigen konſoli— 
dirten Anleihe zum Nennwerthe von „Sechstauſend Mark“ beziehungs— 
weiſe für je ſieben Stammaktien à 1200 Mark Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der 3½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von 
„Zwölftauſend Mark“, ſämmtlich mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. Januar 1887, ſowie eine baare Zuzahlung von 3 Mark für jede 
Stammaktie a 600 Mark beziehungsweiſe von 6 Mark für jede 
Stammaktie & 1200 Mark und von 36 Mark für jede Stamm: 
Prioritätsaktie à 600 Mark. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell— 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der 
Perfektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme 
gewährt, wogegen die Vorſchriften im $. 42 des Geſellſchaftsſtatuts außer 
raft treten. 

„Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
wiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Umtauſche 
wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


$. 5. 

Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell— 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die 
Abtretung des Unternehmens (F. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 

ktien entfallenden Betrages (F. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

„Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


$. 6. 

Die Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 
1887 ab die Verwaltung und der Betrieb des Aachen-Jülicher Eiſenbahnunter⸗ 
Bomens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Intraden der 

ahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

8 Die Aachen-Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
au im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion 
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führen läßt, wird fich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der vor- 
gängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver— 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund— 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Aachen-Jülicher Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zur Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigenthums⸗ 
übertragung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche 
Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn— 
aufſichtsbehörde benennen wird. 

§. 7. 

Sofern die für das Betriebsjahr 1886 auf die Stamm-Prioritätsaktien 
beziehungsweiſe Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt fein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ftatuten- 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei den Beſtimmungen des Statuts. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Aachen-Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrages handelt, 
wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrath 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung von 
Ber der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths bedarf es fernerhin 
nicht mehr. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsraths nach §. 40 des Geſellſchaftsſtatuts 
zuſtehende Remuneration wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. Sofern nach Ablauf dieſes 
Jahres die definitive Auflöſung des Aufſichtsraths, welche mit der Beendigung 
des Liquidationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, 
werden den Mitgliedern des Aufſichtsraths für die ſpätere Zeit ihrer Thätigkeit 
nur die baaren Auslagen in der bisherigen Weiſe erſtattet. Die Höhe der Ne 
muneration wird für die Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen iſt, auf denjenigen 
Betrag feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1886 nach Maßgabe der bisherigen 
Grundſätze zur Vertheilung gelangen wird. 


$. 8. 

Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal der Aachen-Jülicher Eifen- 
bahngeſellſchaft, mit Ausnahme des Direktors der Aachen» Fülicher Eifenbahn- 
geſellſchaft, tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den 
Dienſt der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit 
des Ueberganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 


1 


Die Beamtenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Aachen-Jülicher Eiſenbahn 
bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung 
der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe mit den 
entſprechenden Kaſſen der mit der Aachen-Jülicher zu einer Verwaltung vereinigten 
Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Aachen⸗ 
Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die regle- 
mentsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Aachen⸗Jülicher Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Der zeitige Direktor erhält im Falle der Aufgabe der ihm vertragsmäßig 
zuſtehenden a eh bei dem Uebergange der Verwaltung des Aachen» Tülicher 
Eiſenbahnunternehmens auf den Staat eine ſeitens des Aufſichtsraths nach 
billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll den Betrag 
von 250 000 Mark nicht überſteigen und aus dem Reſerve⸗ beziehungsweiſe Er⸗ 
neuerungsfonds entnommen werden. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, 
inſofern ein Abkommen wegen des Uebertritts des Direktors in den Staats- 
eiſenbahndienſt geſchloſſen werden ſollte, um den darin zu vereinbarenden Betrag. 

§. 9. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1887 erlangt worden iſt. 

$. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Aachen⸗ Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
a daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzu⸗ 

iſt. 


F. 11. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 4. Februar 1887. 
(. S.) Schmidt. 
(L. S.) Hoeter. 
(L. S.) Kirchhoff. 
Aachen, den 3. Februar 1887. 
Die Direktion der Aachen-Juͤlicher Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Tull. 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Angermuͤnde-Schwedter Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Zwischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarius des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober-Finanzrath Schmidt als Kommiſſarius des Finanz 
miniſters einerſeits, und dem Bürgermeiſter Dr. v. Richter, den Kaufleuten 
Guſtav Zimmer, Julius Heinrich und Carl Paſtorff, bem Rentier Fritz 
Breitenfeldt, ſämmtlich in Schwedt a. O. wohnhaft, und dem Rathmann Auguſt 
Beccard, dieſer in Vierraden wohnhaft, als den durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung vom 30. Oktober 1886 behufs Vollziehung dieſes Vertrages er⸗ 
nannten Kommiſſarien der Angermünde -Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft anderer- 
ſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach er⸗ 
folgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


§. 1. 
ö Die Angermünde-Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 
Staat ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zu⸗ 
ſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es 
gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, ſowie alle dem Angermünde-Schwedter Eiſenbahnunternehmen zuſtehenden 
3 0 Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den Preußiſchen 
taat über. 


9. 2. 


Der für die Abtretung dieſer Rechte ($. 1) vom Staate zu zahlende Kauf⸗ 
preis beträgt 171 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Schulden der Angermünde-Schwedter 
Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. . 


$. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Angermünde⸗Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft. 


RT 


Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


$. 4. | 


Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöfung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Angermünde⸗Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Dividendenſcheinen und Talons, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je ſieben Stammaktien à 300 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 

3½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von „Dreihundert 
Mark“ mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1887, 


b) für je ſieben Stamm ⸗Prioritätsaktien & 600 Mark Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe 
von „Eintauſend ſechshundert Mark“ mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. Januar 1887. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Gefell- 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um—⸗ 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


$. 5. 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Ge 
ſellſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die 
Abtretung des Unternehmens (F. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrages (F. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter aufzu⸗ 
fordern, binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

„Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


$. 6. 


Das Eigenthum der Angermünde-Schwedter Eiſenbahn geht mit der 
Pefetion dieſes Vertrages auf den Preußiſchen Staat über. Es ſoll jedoch 
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bereits vom 1. Januar 1887 ab die Verwaltung und der Betrieb des Anger⸗ 
münde⸗Schwedter Eiſenbahnunternehmens, welche von der Königlichen Staats⸗ 
regierung (zur Zeit durch die Königliche Eiſenbahndirektion zu Berlin) in Gemäß⸗ 
heit des Vertrages vom 5/22. Mai 1873 und deſſen Nachträgen gegen Zahlung 
einer jährlichen Pachtſumme von 33 000 Mark an die Angermünde-Schwedter 
Eiſenbahngeſellſchaft geführt worden, in Gemäßheit der Beſtimmungen dieſes Ver⸗ 
trages unter Auflöſung des bisher beſtehenden Pachtverhältniſſes lediglich für 
Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß die Pachtſumme bereits für die Zeit vom 
1. Januar 1887 ab nicht mehr gewährt wird. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund: 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige bei der Angermünde-Schwedter Eiſenbahn 
beſchäftigte Beamte zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen 
in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell 
die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


8. 7. 


Sofern die für das Betriebsjahr 1886 auf die Stamm⸗Prioritätsaktien zu 
zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt 
ſein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Angermünde-Schwedter Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichts⸗ 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths bedarf es 
fernerhin nicht mehr. 

Die dem Vorſtandsmitgliede zuſtehende Entſchädigung wird zum letzten Male 
für das Jahr 1889 gezahlt. 

$. 8. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes— 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1887 erlangt worden iſt. 


$. 9. 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für 
die Angermünde-Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Be 


— — 
ſtimmungen haben, fo daß alſo diefer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchafts⸗ 
ſtatute anzuſehen iſt. 
$. 10. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 26. November 1886. 


(L. S.) Schmidt. 
(L. S.) Kirchhoff. 
Schwedt a. O., den 20. November 1886. 
(L. S.) Dr. v. Richter, Bürgermeiſter. 
(L. S.) Carl Paſtorff. 
(L. S.) Guſtav Zimmer. 
(. S.) Fritz Breitenfeldt. 
(. S.) Julius Heinrich. 
(. S.) Auguſt Beccard aus Vierraden. 


vergleich. 


Fusch der Direktion der Nordhaufen- Erfurter nig ncht in Ver⸗ 
weh dieſer Geſellſchaft unter Vorbehalt der Genehmigung durch die General⸗ 
erſammlung der Aktionäre einerſeits, und 


1) dem Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen Miniſterium in Ver⸗ 
tretung der Fürſtlichen Staatsregierung unter Vorbehalt der landes 
herrlichen Genehmigung, 

2) dem Magiſtrat der Stadt Nordhausen in Vertretung der Stadtgemeinde 


e nach erfolgter Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
ung, 


3) dem Fürſtlichen Landrathe zu Sondershauſen in Vertretung des Fürſtlich 
Schwarzburgiſchen Bezirks Sondershauſen nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bezirksausſchuſſes, 1 
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4) dem Königlich Preußiſchen Landrathe und dem Kreisausſchuß zu Weißen⸗ 
fee in Vertretung des Königlich Preußiſchen Kreiſes Weißenſee nach 
erfolgter Zuſtimmung des Kreistages 

andererſeits, ift wegen Rückzahlung der Vorſchüſſe, welche die Fürſtlich Schwarz 
burgiſche Regierung, die Stadt Nordhauſen, der Bezirk Sondershauſen und der 
Kreis Weißenſee an die Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der 
von ihnen übernommenen Zinsgarantie ($. 22 des Geſellſchaftsſtatuts) gezahlt 
haben, folgender Vergleich geſchloſſen worden: 


1 

Die Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft macht ſich verbindlich, ſofort, 
nachdem der zwiſchen der Geſellſchaft und der Königlich Preußiſchen Regierung 
abzuſchließende Kaufvertrag die verfaſſungsmäßige Genehmigung erhalten hat, an 
die unter 1 bis 4 vorgenannten Zinsgaranten der Geſellſchaft 15 Prozent der zur 
Höhe von insgeſammt 1 500 000 Mark gezahlten Vorſchüſſe, alſo 225 000 Mark, 
baar zu erſtatten, welche Summe denſelben pro rata der zu dem Geſammt⸗ 
vorſchuſſe gezahlten Beiträge abzuführen iſt. ö 

Sollten die zur Zeit des beabfichtigten Kaufabſchluſſes zwiſchen der Geſell⸗ 
ſchaft und der Königlich Preußiſchen Staatsregierung vorhandenen Beſtände des 
Referve- und Erneuerungsfonds, welche die Geſellſchaft zur Befriedigung der 
Zinsgaranten verwenden will, nach Abgewähr der den Direktionsmitgliedern mit 
Einſchluß des Vertreters des Betriebsdirektors im Einverſtändniſſe mit der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung beim Verkaufe zu leiſtenden Abfindungen den Betrag 
von 225 000 Mark überſteigen, fo fol die den Zinsgaranten zu gewährende Ab- 
findung um den Mehrbetrag dieſer Fonds erhöht werden. 


6. 2. 


Die vorgenannten Zinsgaranten der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahngeſell— 
ſchaft verzichten hiergegen auf Rückzahlung des Reſtes der von ihnen gewährten 
Vorſchüſſe und erlaſſen ihre Forderungen ſo weit, als ſie durch die zu gewährenden 
Abfindungen nicht befriedigt werden. Der Bezirk Sondershauſen entſagt auch 
allen Rechten, welche ihm wegen der geleifteten Zinsgarantie in dem Garantie: 
vertrage vom 20.23. Juli 1868 ſeitens der Geſellſchaft eingeräumt worden ſind. 


F. 3. 

Dieſer Vergleich ſoll indeß nur für den Fall zu Recht beſtehen, daß der 
Verkauf des Nordhausen + Erfurter Eiſenbahnunternehmens an die Königlich 
Preußiſche Staatsregierung perfekt wird, die letztere dem Vergleiche ausdrücklich 
ihre Zuſtimmung giebt und als Käuferin die Erfüllung der zu 9. 1 der Gefell- 
ſchaft auferlegten Verpflichtungen mit übernimmt. Trifft eine dieſer Voraus⸗ 
ſetungen nicht oder nicht bis zum 1. Oktober 1887 ein, jo gilt der Vergleich als 


Re EN 
nicht geſchloſſen, und es ſoll keine der kontrahirenden Parteien an die hierin ab- 
gegebenen Erklärungen gebunden ſein. 
Nordhauſen, den 10. November 1886. 
Die Direktion der Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Salfeldt. Krohn. 
Sondershauſen, den 11. November 1886. 
Das Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche Miniſterium. 
(. S.) v. Wolffersdorff. 
Nordhauſen, den 11. November 1886. 
Der Magiſtrat der Stadt Nordhauſen. 
Hahn. Kießling. 
Sondershausen, den 21. Dezember 1886. 
Der Fürſtliche Landrath. 
In deſſen Vertretung: 
(L. S.) Schwing, 
Regierungsaſſeſſor. 
Der vorſtehende Vergleich wird, ſoweit hierdurch der Kreis Weißenſee ver- 
pflichtet werden ſoll, von uns hiermit in Gemäßheit der Beſtimmung im $. 137 
linea 3 der Kreisordnungsnovelle vom 19. März 1881 und auf Grund des 
Kreistagsbeſchluſſes vom 13. Dezember 1886 genehmigt. 


Weißenſee, den 8. Januar 1887. 
(. S.) 
Der Koͤnigliche Landrath. 
Freiherr v. d. Brincken. 


(. 8.) 
Der Kreisausſchuß des Weißenſee'r Kreiſes. 
Schunke. Hoffmann. 


Wir Karl Gunther, von Gottes Gnaden Fuͤrſt zu Schwarzburg, 
Graf zu Hohnſtein , Herr zu Arnſtadt, Sondershauſen, Leuten⸗ 
berg und Blankenburg. 
ertheilen hierdurch zu vorſtehendem Vergleiche Unſere Genehmigung. 
Urkundlich unter Unſerer Unterſchrift und Unſerem Fürſtlichen Siegel. 
Sondershauſen, den 20. Januar 1887. 
(. S.) Karl Günther. 
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Staatsvertrag 
zwiſchen a 
Preußen und Sachſen, betreffend die anderweite Regelung der Ver— 
haͤltniſſe mehrerer die beiderſeitigen Gebiete beruͤhrenden Eiſenbahnen. 


Nachdem das Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahnunternehmen auf den Preußiſchen 
Staat nach Maßgabe des Vertrages vom 25./30. Juni 1884 (Preußiſche Geſetz⸗ 
Samml. für 1885 S. 47) übergegangen iſt, haben zum Zwecke der hierdurch 
erforderlich gewordenen anderweiten Regelung der Verhältniſſe derjenigen zu dem 
genannten Unternehmen gehörigen Strecke, welche die Preußiſch⸗Sächſiſche Landes⸗ 
grenze berührt, ſowie zur Regelung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des Berlin- 
Dresdener Eiſenbahnunternehmens zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Guſtav Schmidt und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff, 

Seine Majeſtät der König von Sachſen: 

Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Alexander Hoffmann, 
welche, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden Staats- 
vertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung erklärt Sich damit einverſtanden, daß 
der Preußiſche Staat nach ein des mit der Halle-Sorau-Gubener Eifen- 
bahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages vom 25./30. Juni 1884 (Preußiſche 
Geſetz-Samml. für 1885 S. 47) den Betrieb des gedachten Unternehmens, ſoweit 
daſſelbe auf Königlich Sächſiſchem Gebiete liegt, übernommen und das Eigenthum 
deſſelben erworben hat. 


Artikel II. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung verzichtet auf das der vormaligen 
Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft gegenüber in dem Staatsvertrage vom 
30. Oktober 1872 wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Eilenburg über Taucha 
nach Leipzig vorbehaltene Recht auf den Erwerb des innerhalb des Königlich 
Sächſiſchen Gebietes gelsgmen Theiles der genannten Eiſenbahn, ſo lange derſelbe 
ſich im Beſitze oder Betriebe der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. Da⸗ 
gegen bedarf der Verkauf der gedachten Bahn; ſoweit ſie auf Königlich Sächſiſchem 
Gebiete gelegen iſt, ebenſo die Uebertragung des Betriebes auf einen anderen Be 
triebsunternehmer der Zuſtimmung der Königlich Sächſiſchen Regierung. 
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Andererſeits nimmt die Königlich Preußiſche Regierung ein Recht des 
Erwerbes der auf Königlich Preußiſchem Gebiete gelegenen Strecke der Linie 
Elſterwerda-Dresden „ſo lange dieſelbe ſich im Beſitze oder Betriebe der Königlich 
Sächſiſchen Regierung befindet, nicht in Anſpruch, wogegen Sie Sich die Zu- 

mmung zu einem Verkaufe dieſer Strecke be iehungsweiſe zu der Uebertragung 
des Betriebes auf derſelben an einen anderen etriebsunternehmer vorbehält. 


Artikel III. 

„Jeder der kontrahirenden Regierungen verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich 
der in Ihrem Gebiete belegenen Theile der im Artikel II genannten Bahnen, 
und es ſollen die auf denſelben anzubringenden Hoheitszeichen diejenigen der be⸗ 
treffenden Territorialregierung ſein. 

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage 
oder deren Betrieb werden von den Behörden des Staates, auf deſſen Gebiete ſie 
ausgeübt ſind, unterſucht und nach den dortigen Geſetzen beurtheilt. 

Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗ 
reglements für die Eisenbahnen Deutschlands beziehungsweiſe der jeweilig gültigen 

ahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung von den Or⸗ 
ganen der Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. 

Die vertragenden Regierungen ſichern Sich die Vollſtreckung vollſtreckbarer 
Strafverfügungen zu, welche von Polizeibehörden des erſuchenden Staates wegen 

uwiderhandlungen gegen polizeiliche, auf die Bahnanlage und den Bahnbetrieb 
Bezug habende Vorſchriften erlaſſen werden. 
N Jede der betheiligten Regierungen wird für die einzelnen auf dem Gebiete 
er anderen Regierung gelegenen Eiſenbahnſtrecken einen auf dieſem Gebiete woh⸗ 
nenden Beamten oder eine auf demſelben befindliche Eiſenbahnverwaltungsſtelle 
zeichnen, welchen die für die betreffende Eiſenbahnverwaltung beſtimmten amt⸗ 
ichen Verfügungen und Erlaſſe mit rechtlicher Wirkung zu behändigen find. 


Artikel IV. 
Bi Unterthanen des einen Staates, welche beim Betriebe oder Baue im Ge⸗ 
an des andern Staates angeftellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unter⸗ 
hanenverbande ihres Heimathlandes. 
5 Die Bedienſteten ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung rückſichtlich 
& Disziplin der kompetenten Eiſenbahnaufſichtsbehörde, im Uebrigen aber den 
eſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 
kr Die Verpflichtung der Bedienſteten erfolgt nach Maßgabe der für die be⸗ 
offene Staatsbahnverwaltung jeweilig beſtehenden Vorſchriften bei der dazu 
Faden Eiſenbahnbehörde; inſoweit dieſelben aber in dem anderen Staatsgebiete 
7 — ſind, haben ſie einen Revers zu unterzeichnen, in welchem ſie in gleicher 
fen mit einer förmlichen Eidesleiſtung ſich verpflichten, den Geſetzen des betref- 
en Staatsgebiets und den allgemeinen Verordnungen der betreffenden kom- 
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petenten Landesbehörden genau und pünktlich nachzukommen. Dieſe Reverſe 
werden der betreffenden Regierung überreicht. 

Bei Beſetzung der unteren Beamtenſtellen ſoll bei ſonſt gleicher Qualifikation 
auf Angehörige des betreffenden Staatsgebiets beſondere Rückſicht genommen werden. 


Artikel V. 

Beide kontrahirenden Regierungen werden auf denjenigen Stationen oder 
Halteſtellen, wo es ſeitens der betreffenden Territorialregierung für erforderlich 
erachtet wird, eine geeignete Lokalität zum Polizeibüreau einrichten, möbliren, in 
gutem Stande erhalten und für deren Beleuchtung, Heizung und Reinigung 
ſorgen, nicht minder die zum Dienſte auf der Eiſenbahn und den Bahnhöfen 
beſtimmten Polizeibeamten, ingleichen alle Mitglieder der Gendarmerie, welche ſich 
durch Dienſtkleidung oder ſonſt als ſolche ausweiſen, bei Dienſtreiſen innerhalb 
des Staatsgebietes, welchem dieſelben angehören, frei befördern. 


| Artikel VI. 

Hinſichtlich der Anlegung neuer Stationen und Halteſtellen an den im 
Gebiete des andern Staates gelegenen Bahnſtrecken wird den etwaigen Wünſchen 
der Regierung des letzteren thunlichſt entſprochen werden. 

Die Projekte für neue Bahnhöfe und Halteſtellen, ſowie für umfaſſendere 
Veränderungen beſtehender Bahnhöfe und Halteſtellen, ferner für Verlegungen 
freier Strecken werden der betreffenden Territorialregierung zur Prüfung vom 
Standpunkte der landespolizeilichen Intereſſen vorgelegt werden. 

Die Aufhebung beſtehender Verkehrsplätze oder die Einziehung einzelner 
ganzer Bahnſtrecken wird nicht ohne Zuſtimmung der betreffenden Territorial⸗ 
regierung beſchloſſen werden. 

Die techniſche Aufſicht über den Betrieb und den betriebsfähigen Zuſtand 
der Bahnen ſteht derjenigen Regierung zu, welche den Betrieb derſelben leitet. 


Artikel VII. 

Die Feſtſetzung der Fahrpläne und Tarife ſteht jeder der beiden Regie⸗ 
rungen hinſichtlich der in Ihrem Eigenthum befindlichen Bahnlinien zu. 

Die Fahrpläne der in dem einen Staatsgebiete gelegenen Eiſenbahnſtrecken 
werden, ſoweit dies durch den einheitlichen Betrieb auf der Strecke Berlin-Dresden 
ſich nicht ſchon von ſelbſt ergiebt, jedenfalls in thunlichſte Uebereinſtimmung mit 
den Fahrplänen der anſchließenden Eiſenbahnſtrecken im anderen Staatsgebiete ge⸗ 
bracht werden. Zu dieſem Behufe werden die beiderſeitigen Staatsbahnverwal⸗ 
tungen angewieſen werden, ſich die Projekte für die Fahrpläne rechtzeitig mitzu⸗ 
theilen, um denſelben Gelegenheit zur Geltendmachung, etwaiger Wünſche, denen 
ſoweit möglich entſprochen werden ſoll, zu bieten. Für den Perſonenverkehr be⸗ 
ſtehende direkte Zugsverbindungen der in dem einen Staate gelegenen Eijenbahn- 
ſtrecken mit anſchließenden Eiſenbahnſtrecken des anderen Staates werden nur nach 
vorgängigem Benehmen mit der anderen betheiligten Staatsbahnverwaltung auf 
gehoben werden. 
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Die beiden kontrahirenden Regierungen werden die Verkehrs- und volks- 
wirthſchaftlichen Intereſſen des Gebietes, in welchem die von Ihnen betriebenen 
iſenbahnlinien gelegen find, in gleicher Weiſe berückſichtigen, wie diejenigen der 
eigenen Gebietstheile, und weder im Perfonen- noch Güterverkehre zwiſchen den 
beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der 
Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. 


Artikel VIII. 


An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheils, welcher nach dem obenerwähnten 
Staatsvertrage vom 30. Oktober 1872 von dem Halle-Sorau-Gubener Eijen- 
bahnunternehmen dem Sächſiſchen Staate zukommt, erhält Letzterer vom 1. Ja- 
nuar 1885 ab eine jährliche feſte Rente von 2000 Mark. Fällig iſt dieſelbe für 
die Zeit vom 1. Januar 1885 bis 31. März 1886 ſofort, für die folgenden 
Preußiſchen Etatsjahre jedesmal in dem dem Jahresſchluſſe folgenden Monate Juli. 
Neue Staatsabgaben irgend welcher Art werden der vorgenannten Bahn 
Sächſiſcherſeits nicht auferlegt werden. 

FR Die Beſteuerung der auf Preußiſchem Staatsgebiete belegenen Strecke der 
Linie Elſterwerda-Dresden erfolgt, wie bisher, nach Maßgabe des Königlich 
Preußiſchen Geſetzes vom 16. März 1867 (Geſetz-Samml. für 1867 S. 465). 
Weitere Staatsabgaben werden von dieſer Strecke nicht zur Erhebung gelangen. 


Artikel IX. 


Der zwiſchen Preußen und Sachſen abgeſchloſſene Staatsvertrag vom 
30. Oktober 1872 wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Eilenburg über Taucha 
nach Leipzig (Preußiſche Geſetz-Samml. für 1873 S. 35 ff., Geſetz⸗ und Ver⸗ 
ordnungsblatt für das Königreich Sachſen von 1873 S. 155 ff.), ſowie der 
wegen Herſtellung einer direkten Eiſenbahn von Berlin nach Dresden abgeſchloſſene 
taatsvertrag vom 6. Juli 1872 (Preußiſche Geſetz-Samml. für 1872 S. 627 ff., 
eſetz und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen von 1872 S. 419 ff.) 
werden nebſt den zugehörigen Schlußprotokollen aufgehoben. Desgleichen treten die 
der Halle-Sorau-Gubener beziehungsweiſe Berlin-Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft 
x den Bau und Betrieb der genannten Eiſenbahnen ertheilten landesherrlichen 
onzeſſionen mit der Perfektion dieſes Vertrages außer Kraft. 


So geſchehen zu Berlin, den 24. Januar 1887. 


(L. S.) Schmidt. (L. S.) Hoffmann. 
(L. S.) Kirchhoff. 
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Staatsvertrag 
zwiſchen 
Preußen und Schwarzburg⸗Sondershauſen, betreffend die zur Zeit dem 
Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehoͤrigen, im Schwarz 
burg⸗Sondershauſenſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. 


Nachdem mit der Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft wegen des Ueber: 
ganges ihres Unternehmens auf den Preußiſchen Staat der Vertrag vom 


= 5 1887 abgeſchloſſen worden iſt, haben zum Zwecke der hierdurch erforderlich 
gewordenen anderweiten Regelung der Verhältniſſe der zu dem genannten Unter— 
nehmen gehörigen Strecke, welche die Preußiſch-Schwarzburgiſche Landesgrenze 
berührt, zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Guſtav Schmidt und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff, 


Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Sondershauſen: 
Höchſtihren Regierungsrath Juſtus Budde, s 


von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifi— 
kation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. 


Artikel J. 

Die Fürſtlich Schwarzburgiſche Regierung erklärt Sich damit einverſtanden, 
daß der Preußiſche Staat das Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen nach 
Maßgabe des zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und der Nordhauſen— 
Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft am A 1887 abgeſchloſſenen Vertrages über: 
nimmt. 

Die zur Uebertragung des im Fürſtlich Schwarzburgiſchen Staatsgebiete 
befindlichen Eigenthums, insbeſondere des Grundeigenthums der Nordhauſen— 
Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft auf den ag Staat erforderlichen gerichtlichen 
(Grundbuchs-) Verhandlungen, genießen Stempel- und Gebührenfreiheit. 


Bea 


Artikel II. 

Die Fürſtlich Schwarzburgiſche Regierung überträgt von dem Tage ab, 
an welchem die Direktion der Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft die Ver⸗ 
waltung des Unternehmens an die von der Königlich Preußiſchen Regierung ein⸗ 
zuſetzende Königliche Behörde übergiebt, auf den Preußiſchen Staat das Ihr nach 
den abgeſchloſſenen Staatsverträgen, den Statuten der Nordhauſen-Erfurter Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, ſowie den der letzteren ertheilten Konzeſſionen zuſtehende Aufſichtsrecht. 


Artikel III. 

Die Landeshoheit über die im Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebiete belegenen, 
zur Zeit dem Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen Eiſenbahn— 
ſtrecken bleibt der Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung vorbehalten, und ſoll 
hinfort unter Beobachtung der nachſtehenden Beſtimmungen ausgeübt werden: 


1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Fürſtlich Schwarz— 
burgiſchen Staatsbehörden. 

2) Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands von den Organen der 
Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. Die hiermit betrauten, im Gebiet 
des Fürſtenthums Schwarzburg ſtationirten Beamten find auf Präfen- 
tation der Bahnverwaltung von der kompetenten Fürſtlichen Behörde in 
Eid und Pflicht zu nehmen. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 
im Fürſtenthum Schwarzburg belegenen Eiſenbahnſtrecken den betreffenden 
Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierungsorganen ob. Dieſelben werden 
den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung 
leiften. 

4) Auf die Kommunalbeſteuerung der Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahn 
innerhalb des Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebietes, insbeſondere auf 
die Berechnung des kommunalſteuerpflichtigen Reinertrages der inner- 
halb des Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebietes belegenen Eiſenbahn— 
Betriebsſtätten finden hinfort die nach dem Preußiſchen Geſetze vom 
27. Juli 1885 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 327) oder nach den 
etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetzen für die Preußiſchen 
Staatseiſenbahnen maßgebenden Beſtimmungen in der gleichen Weiſe 
Anwendung, als wenn die Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahn vollſtändig 
auf Königlich Preußiſchem Gebiete belegen wäre. 

5) Die Befreiung von Staats-, Kommunal- und ſonſtigen Abgaben, jo- 
weit dieſelbe dem Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen eingeräumt 
iſt, bleibt auch nach dem Uebergange des Eigenthums der genannten 
Eiſenbahn auf den Preußiſchen Staat mit der Maßgabe beſtehen, daß 
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die Befreiung von der Grundſteuer ſich nur auf ſolche Grundſtücke er⸗ 
ſtreckt, deren Erwerbung und Benutzung zu einem der im F. 8 des 
Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 505) unter den Nummern 1 
bis 5 aufgeführten Zwecke erfolgt iſt oder noch erfolgen wird. 

Sofern dieſen Vereinbarungen zuwider ſolche Steuern oder Ab- 
7 5 zur Erhebung gelangen ſollten, hat die Fürſtlich Schwarz⸗ 
urgiſche Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben zu erſtatten. 

Bei einer Veränderung der Steuergeſetzgebung im Fürſtenthum 
Schwarzburg⸗Sondershauſen follen die auf Fürſtlich Schwarzburgiſchem 
Gebiete liegenden, zur Zeit der Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſell— 

ſchaft gehörigen Grundſtücke, ſoweit deren Belaſtung mit Grundſteuern 
nach den beſtehenden Vereinbarungen zuläſſig erſcheint, nach gleichen 
ee behandelt werden, wie die übrigen Liegenſchaften des Fürſten⸗ 
thums. 

6) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplans für die zur Zeit dem Nordhauſen⸗ 
Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen Eiſenbahnen ſteht der 
Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung eine Einwirkung nicht zu, jedoch 
ſoll die Aufſtellung von Bahnhofsprojekten und die Aenderung des 
Perſonenzug⸗Fahrplans nur nach vorgängigem Benehmen mit der 
Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung erfolgen, damit den Wünſchen 
Derſelben die thunlichſte Berückſichtigung nicht verſagt werde. Ins⸗ 
beſondere ſollen ſämmtliche fahrplanmäßigen Züge, einſchließlich der 
etwaigen Kurirzüge, auf dem Bahnhofe Sondershauſen anhalten. 

7) Für die Einziehung von Stationen und Halteſtellen, für die Neu⸗ 
errichtung derſelben innerhalb des Fürſtlich Schwarzburgiſchen Gebietes, 
ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf den jetzt innerhalb des 
Fürſtenthums betriebenen Strecken der Nordhaufen- Erfurter Eiſenbahn 
ift die Zuſtimmung der Fürſtlichen Regierung erforderlich. 

8) Ein Recht auf den Erwerb der einzelnen, zur Zeit zum Nordhauſen⸗ 
Erfurter Eiſenbahnunternehmen gehörigen Bahnſtrecken wird die Fürſt⸗ 
lich Schwarzburgiſche Regierung nicht in Anſpruch nehmen; dagegen 
bedarf ein Verkauf der gedachten Bahn oder einzelner Strecken derſelben, 
ſoweit ſie auf Fürſtlich Schwarzburgiſchem Gebiete liegen, an einen 
anderen Käufer als das Reich, ebenſo die Uebertragung des Betriebes 
auf einen anderen Betriebsunternehmer, der Zuſtimmung der Fürſtlich 
Schwarzburgiſchen Staatsregierung. 

9) An dem im Gebiete des Fürſtenthums Schwarzburg belegenen Strecken 
der zur Zeit zum Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahnunternehmen gehörigen 
Bahnen ſollen nur die Hoheitszeichen der Fürſtlichen Regierung an⸗ 
gebracht werden. 
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10) Der Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung bleibt vorbehalten, die 
Handhabung der Ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zustehenden 
Hoheitsrechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnver⸗ 
waltung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu über⸗ 
tragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die 

Beziehungen der Fürſtlichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung 

in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der 

kompetenten Polizei- oder Gerichtsbehörde geeignet find. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs⸗ 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge- 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 


11) An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheiles, welcher nach dem Staats⸗ 
vertrage vom 21. Dezember 1866 von dem Nordhauſen-⸗Erfurter 
Eiſenbahnunternehmen dem Schwarzburgiſchen Staate zuſteht, erhält 
Letzterer vom 1. Januar 1886 ab eine feſte Rente von jährlich 
2000 Mark. Fällig iſt dieſelbe für die Zeit vom 1. Januar 1886 
bis 31. März 1887 am 1. Juli dieſes Jahres, für die folgenden 
Preußiſchen Etatsjahre jedesmal im Monat Juli. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt das Recht vor- 
behalten, der Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierung an Stelle der vom 
1. April 1887 ab fällig werdenden Renten eine Kapitalsabfindung von 
48 000 Mark zu gewähren. Sie hat jedoch von dieſem Rechte ſpäteſtens 
am 30. Juni 1888 Gebrauch zu machen. 


: Artikel IV. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der zur Zeit 
dem Nordhauſen-Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen Bahnſtrecken die 
Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen des Fürſtenthums Schwarzburg in 
wee Maße berückſichtigen, wie die entsprechenden Intereſſen der Preußiſchen 

andestheile. Sie wird weder im Perfonen- noch im Güterverkehre zwiſchen den 
beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich 
der Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. 

Dieſelbe wird bei der Beſetzung der Stellen der im Gebiete des Fürften- 
thums Schwarzburg zu ſtationirenden unteren Beamten, zu welchen insbeſondere 
Bahnwärter und Weichenſteller zu rechnen find, bei ſonſt gleicher Anftellungs- 
fähigkeit und Qualifikation auf die Bewerbung der Fürſtlichen Unterthanen vor- 
zugsweiſe Rückſicht nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie an— 
geſtellt ſind, unterworfen. 
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Artikel V. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Fürſtenthums Schwarzburg 
belegenen Stationen auf Verlangen der Fürſtlichen Regierung nicht verſagen. 
Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden beſonderen Vereinbarungen werden 
die Hohen kontrahirenden Regierungen Sich in jedem einzelnen Falle verſtändigen. 


Artikel VI. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der zur Zeit dem Nordhaufen: Erfurter Eiſenbahnunternehmen angehörigen 
Bahnen den übrigen im Fürſtenthum Schwarzburg gelegenen Eiſenbahnen unter 
Beachtung der allgemeinen Verkehrsintereſſen jede billige Rückſicht und Förderung 
zu Theil werden laſſen. 


Artikel VII. 

Der wegen Anlage einer Eiſenbahn von Nordhauſen nach Erfurt zwiſchen 
Preußen und Schwarzburg⸗Sondershauſen abgeſchloſſene Staatsvertrag vom 
21. Dezember 1866 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 210) wird nebſt dem zu⸗ 
gehörigen Schlußprotokolle beziehungsweiſe Nachtrag aufgehoben. 

Artikel VIII. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage her- 
vorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


So geſchehen zu Berlin, den 16. März 1887. 


(L. S.) Schmidt. (L. S.) Budde. 
(L. S.) Kirchhoff. 


Die vorſtehenden drei Staatsverträge vom 24. Januar und vom 16. März 
1887 find ratifizirt worden und die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden 
hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


